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Das österreichische Finanzstraf-
gesetz (FinStrG) sieht in seinem §
29 den Strafaufhebungsgrund der
Selbstanzeige vor. Steuerpflichti-
ge, die vorsätzlich oder grob fahr-
lässig Abgaben verkürzt haben,
können daher unter bestimmten
Voraussetzungen Straffreiheit er-
langen und sowohl Geld- als auch
Freiheitsstrafen vermeiden.

Die Voraussetzungen für eine
wirksame Selbstanzeige sind frei-
lich streng: So muss der Anzeiger
unter anderem die begangene
Verfehlung darlegen und – wenn
diese Verfehlung zu einer Abga-
benverkürzung geführt hat –
auch die für die Feststellung der
Verkürzung bedeutsamen Um-
stände offenlegen. Unter Letzte-
ren versteht man die Bekanntga-
be der Bemessungsgrundlagen
oder die Höhe der verkürzten Ab-
gaben, wobei diese aber so genau
bezeichnet werden müssen, dass
die Abgabenbehörde die verkürz-
ten Abgaben ohne größeren Auf-
wand festsetzen können muss.

Nachzahlung der verkürzten
Abgaben binnen Monatsfrist

War das Finanzvergehen im Zeit-
punkt der Selbstanzeige bereits
entdeckt oder waren bereits Ver-
folgungshandlungen gesetzt, so
kann Selbstanzeige nicht mehr
wirksam erstattet werden. Dassel-
be gilt dann, wenn eine Selbstan-
zeige betreffend ein vorsätzlich
begangenes Finanzvergehen an-
lässlich einer Betriebsprüfung
nicht schon bei Beginn der Amts-
handlung erstattet wird. Zu guter
Letzt ist eine Selbstanzeige nur
wirksam, wenn eine Nachzahlung
der verkürzten Abgaben binnen
Monatsfrist erfolgt. Das Gesetz
fordert daher auch eine Schadens-
gutmachung im Gefolge der
Selbstanzeige.

Im Rahmen der notwendigen
Offenlegung der bedeutsamen
Umstände geht es inhaltlich um
die Konkretisierung und damit
um den quantitativen Umfang der
Steuerverkürzung. Relevant ist
dabei, dass die Behörde mit den
übermittelten Informationen be-
ziehungsweise Unterlagen in der
Lage sein muss, eine sofortige
richtige Entscheidung über den
vereitelten oder verkürzten Abga-

benanspruch und damit eine ra-
sche und richtige Entscheidung in
der Sache selbst herbeizuführen.
Es genügt daher nicht, der Behör-
de die bloße Möglichkeit zu ver-
schaffen, den Sachverhalt durch
weitere Ermittlungen aufzuklä-
ren.

Wie auch der Verwaltungsge-
richtshof (VwGH) meint, muss die
Offenlegung der bedeutsamen
Umstände in einer solchen Quali-
tät erfolgen, dass die Abgabenvor-
schreibung ohne langwierige
Nachforschungen erfolgen kann
(VwGH 29.9.1993, 89/13/0159;
24.2.2000, 97/15/0170). Wird so-
mit beispielsweise in der Selbst-
anzeige lediglich festgehalten,
dass „nicht alle Einnahmen ver-
bucht wurden“, so muss regelmä-
ßig eine entsprechende Aufstel-
lung dieser Einnahmen vorgelegt
werden. Ob die bloße Übermitt-
lung von Belegen ausreichend ist,
hängt vom Einzelfall ab.

Nach vereinzelter Ansicht in
der Literatur soll dem Offenle-
gungserfordernis etwa dann nicht
Genüge getan sein, wenn ein blo-
ßer Karton mit Rechnungen samt
dem Hinweis, dass diese nicht in
der Abgabenerklärung berück-
sichtigt wurden, übergeben wird.
Auch die pauschale Übergabe
sämtlicher Buchhaltungsunterla-
gen und das Ersuchen an das Fi-
nanzamt, die Steuerbeträge im
Zuge einer Betriebsprüfung zu er-
mitteln, erfüllt nicht das Kriteri-
um der Offenlegung.

Offenlegung der Umstände
auf Basis der Eigenschätzung

Eine ordnungsgemäße Offenle-
gung macht es daher regelmäßig
notwendig, der Abgabenbehörde
Unterlagen, Dokumente und sons-
tige Aufzeichnungen zu übermit-
teln, aus denen sich die steuerli-
che Bemessungsgrundlage ergibt
beziehungsweise ableiten lässt.

Es liegt aber geradezu in der Na-
tur der Sache, dass Finanzverge-
hen grundsätzlich nicht doku-
mentiert werden. So wird etwa
der Abgabepflichtige, der
Schwarzgeldzahlungen verein-
nahmt, üblicherweise keine Auf-
zeichnungen über seine Einnah-
men führen. In einem solchen Fall
stellt sich die Frage, ob die vom
Gesetz geforderte Offenlegung der
bedeutsamen Umstände auch
durch eine – nicht durch Doku-
mente oder sonstige Aufzeichnun-
gen belegte – Eigenschätzung des
Abgabepflichtigen erfüllt werden
kann.

Sowohl die Verwaltungspraxis
als auch die einschlägige Recht-
sprechung gehen unter bestimm-
ten Voraussetzungen von der Zu-
lässigkeit einer solchen Eigen-
schätzung aus. Wenn keine oder
nur unvollständige Aufzeichnun-
gen vorhanden sind, kann somit
eine Offenlegung der bedeutsa-

men Umstände auf der Basis ei-
ner Schätzung erfolgen. Ist diese
nachvollziehbar und in sich
schlüssig und sind auch die ande-
ren Voraussetzungen des § 29
FinStrG erfüllt, so ist die Selbstan-
zeige wirksam und entfaltet straf-
befreiende Wirkung.

Eine Selbstanzeige auf der Ba-
sis von selbst geschätzten Bemes-
sungsgrundlagen ist im Verhält-
nis zu einer vollständigen Offenle-
gung aber stets nachrangig und
muss daher sachlich gerechtfer-
tigt sein. Es versteht sich von
selbst, dass ein mit der Beschaf-
fung von Unterlagen verbundener
Kostenaufwand oder auch bloße
Bequemlichkeitsgründe keine
ausreichenden Gründe für eine
Eigenschätzung im Zuge einer
Selbstanzeige darstellen.

Drohende Betriebsprüfungen
oder akute Entdeckungsrisiken

Anderes gilt dann, wenn es dem
Abgabepflichtigen aus tatsächli-
chen Gründen unmöglich ist, Be-
messungsgrundlagen anhand ge-
eigneter Dokumente oder Unter-
lagen offenzulegen. Der Abgabe-

pflichtige hat – aus verschiede-
nen Gründen – oftmals ein im-
manentes Interesse daran, eine
Selbstanzeige möglichst rasch zu
erstatten. So können etwa dro-
hende Betriebsprüfungen oder
sonstige akute Entdeckungsrisi-
ken dazu führen, dass die Eigen-
schätzung nicht nur zweckmä-
ßig, sondern geradezu notwendig
ist. Ist daher die Beschaffung von
Urkunden, Dokumenten oder
sonstigen Daten nicht kurzfristig
möglich, kann auch dies im Ein-
zelfall eine Eigenschätzung
rechtfertigen.

Ist eine Schätzung dem Grun-
de nach zulässig, so hat der Ab-
gabepflichtige in der Selbstanzei-
ge jedenfalls darzulegen, dass
die Offenlegung in Form einer
Schätzung erfolgt. Dabei ist nicht
nur die Tatsache der Schätzung
an sich, sondern auch eine trag-
bare Rechtfertigung dafür, sowie
eine Erläuterung der gewählten
Schätzungsmethode im Detail
darzustellen. In der Praxis emp-
fiehlt es sich, möglichst Schritt
für Schritt, darzulegen, welche
Annahmen aus welchen Gründen
getroffen wurden und wie auf
der Basis dieser Annahmen ein
bestimmtes Ergebnis zustande
gekommen ist. Wenn teilweise
Unterlagen vorliegen, sind diese
offenzulegen und hat die Schät-
zung die darin enthaltenen Infor-
mationen zu berücksichtigen. ■

Flucht nach vorn
aus der Steuerschlinge

Selbstanzeigen sind unter bestimmten Voraussetzungen ein Weg,
Straffreiheit zu erlangen und sowohl Geld- als auch Freiheitsstrafen zu vermeiden.
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